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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Auch der Bundesrat ist offenbar der Ansicht, die alternativen Heilmethoden verdienten
eine eingehendere Abklärung und Würdigung. In Beantwortung einer Einfachen Anfrage
Humbel (cvp, AG; A. 90.1088) gab er bekannt, im Rahmen der 6. Serie der Nationalen
Forschungsprogramme ein eigenständiges, mit CHF 6 Mio. dotiertes
Forschungsprogramm in Auftrag gegeben zu haben, welches die Wirkung von
alternativen Behandlungsmethoden und deren Beziehungen zur Schulmedizin abklären
soll. Gleichzeitig wies er aber darauf hin, dass er aufgrund der kantonalen Vorrechte im
Hochschulwesen keine Möglichkeit habe, auf die Schaffung eines Lehrstuhls für
Naturheilverfahren hinzuwirken. Diesen Schritt könnte der Kanton Zürich als erster tun,
beschloss doch die Zürcher Regierung im Herbst, an ihrer Universität einen Lehrstuhl
für Naturheilkunde einzurichten. Da sich der Zentralvorstand der FMH bereits für einen
Einbezug alternativ-medizinischer Ansätze ins Medizinstudium ausgesprochen hat,
sollte von dieser Seite kein allzu heftiger Widerstand entstehen. Mit einer von links-
grünen Abgeordneten unterstützten Motion möchte Nationalrat Hafner (gp, BE; Mo.
90.973) erreichen, dass die vom Bund für Komplementärmedizin eingesetzten Mittel
innerhalb von zehn Jahren denjenigen für die Schulmedizin anzugleichen sind. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI

Medizinische Forschung

Im Auftrag des Bundesrates schrieb der Schweizerische Nationalfonds ein neues
Nationales Forschungsprogramm (NFP 34) aus, welches in den nächsten fünf Jahren
mit einem Kreditrahmen von CHF 6 Mio. die Kenntnisse über diagnostische und
therapeutische Verfahren, die nicht zur Schulmedizin gehören, vertiefen soll. Im ersten
Forschungsschwerpunkt werden die Gründe für die zunehmende Verbreitung der
Komplementärmedizin analysiert. Der zweite Teilbereich umfasst die Abklärung ihrer
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedeutung. Im dritten Teil sollen Methoden
entwickelt und angewendet werden, welche es erlauben, die Wirksamkeit von
komplementärmedizinischen Verfahren zu überprüfen. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.01.1992
MARIANNE BENTELI

Bundesrätin Dreifuss setzte eine Arbeitsgruppe «Forschung am Menschen» ein. Diese
soll wissenschaftliche, ethische und juristische Grundsätze ausarbeiten, die bei der
gesetzgeberischen Konkretisierung des 1992 angenommenen Verfassungsartikels über
Fortpflanzungs- und Gentechnologie gelten sollen. Die Gruppe umfasst Vertreter von
Patienteninteressen, Mediziner, Naturwissenschafter, Ethiker und Juristen aus allen
Regionen der Schweiz. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.01.1994
MARIANNE BENTELI

Zusammen mit den Medikamenten sind die Analysen einer derjenigen Bereiche, in
denen der Bund Kompetenzen zur Festlegung von Tarifen hat. Die Kartellkommission
war im vergangenen Jahr auf Missbräuche gestossen, indem einzelne Labors den Ärzten
und Spitälern auf Analysen Rabatte von bis zu 75% eingeräumt hatten, welche nicht an
die Versicherten weitergegeben worden waren. Das EDI verfügte auf den 1. Oktober des
Berichtsjahres eine Senkung der Tarife der 50 am häufigsten angeordneten Analysen
um 10%. Diese 50 Analysen machen rund 80% des gesamten Analysevolumens aus.
Diese Massnahme wurde in Absprache mit Ärzteschaft, Laboratorien und Spitälern
getroffen und dürfte Kosteneinsparungen von rund 60 Mio. Fr. pro Jahr mit sich
bringen. Zudem wurden generell alle Analysen bis Ende Jahr einer zusätzlichen
Untersuchung unterzogen mit dem Ziel, 1998 eine weitere Kostensenkung
vorzunehmen. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.05.1997
MARIANNE BENTELI
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Jene Kreise, welche das Stammzellenforschungsgesetz als ersten Schritt hin zum
„gläsernen Menschen“ und zur Eugenik bekämpft hatten (siehe unten), sahen sich in
ihren Befürchtungen bestätigt, als der Bundesrat nur wenige Tage nach Annahme des
Gesetzes in der Volksabstimmung bekannt gab, er beabsichtige, dem Parlament ein
Gesetz zur Präimplantationsdiagnostik (PID) vorzulegen. Diese würde die gentechnische
Untersuchung eines künstlich erzeugten Embryos erlauben, bevor er der Mutter
eingepflanzt wird. So könnte man genetische Defekte frühzeitig erkennen und
verhindern, dass ein derart geschädigter Embryo übertragen würde. Gemäss geltendem
Gesetz über die Fortpflanzungsmedizin ist die Präimplantationsdiagnostik verboten.
Das Parlament hatte bisher Vorstösse zur Regelung der PID stets abgelehnt. (Für ein
Beispiel eines solchen Vorstosses, siehe hier) 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.12.2004
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat setzte das neue Stammzellenforschungsgesetz auf den 1. März in Kraft.
Unter strengen Auflagen (Zustimmung der Eltern, Unentgeltlichkeit der Spende, keine
Möglichkeit, die Forschung mit anderen Methoden durchzuführen, Begutachtung durch
eine Fachkommission) wird damit erlaubt, die bei einer In-vitro-Fertilisation
anfallenden überzähligen Embryonen für die Forschung zugänglich zu machen. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.02.2005
MARIANNE BENTELI

Seit einigen Jahren bereitet das BAG ein Gesetz über die Forschung am Menschen vor.
Leitplanke bei dieser Arbeit dürfte auch das seit Januar beim Europarat zur
Unterzeichnung aufliegende Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über Menschenrecht
und Biomedizin betreffend die biomedizinische Forschung sein. Damit sollen die
Versuche am Menschen europaweit in geordnete Bahnen geleitet werden. Für
Menschenversuche werden Mindeststandards vorgegeben, die nicht unterschritten
werden sollen. Strengere nationale Gesetze sind aber durchaus möglich. Nicht
anwendbar ist das Zusatzprotokoll auf die Forschung an Embryonen in vitro. Auch das
schweizerische Humanforschungsgesetz wird sich nicht damit befassen. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.02.2005
MARIANNE BENTELI

Nach mehrjähriger Vorarbeit schickte der Bundesrat im Februar einen
Verfassungsartikel und einen Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung, welche die
Forschung am Menschen erstmals umfassend regeln. Das primäre Ziel des Gesetzes ist
der Schutz der Würde und der Persönlichkeit. Es regelt so heikle Bereiche wie die
Forschung an Kindern, Schwangeren und Embryonen im Mutterleib. Embryonen in vitro
fallen nicht unter den Geltungsbereich des Gesetzes; für diese gelten weiterhin die
Regeln des Stammzellenforschungsgesetzes, welche unter anderem das therapeutische
Klonen verbieten. Versuche an Personen, die selber nicht urteilsfähig sind, sollen
zugelassen sein, aber mit Auflagen. Hier unterscheidet der Gesetzesentwurf klar
zwischen Eigen- und Fremdnutzen, d.h. die Auflagen sind weniger streng, wenn es
beispielsweise um die Erforschung von Erbkrankheiten innerhalb einer Familie geht, als
wenn die Wissenschaftler dabei ein übergeordnetes Forschungsprojekt verfolgen.
Erstmals geregelt wird auch die Forschung an Verstorbenen, wobei es analog zur
Entnahme von Organen der Zustimmung des Betroffenen zu Lebzeiten bedarf resp. der
Einwilligung seiner nächsten Angehörigen. Das Gesetz regelt zudem den Umgang mit
menschlicher Herkunft, wie etwa den Zugang zu Biobanken. Ethikkommissionen müssen
die wissenschaftliche Qualität von Forschungsprojekten prüfen. Schliesslich sieht der
Gesetzesentwurf die Schaffung eines Forschungsregisters vor, in dem alle Studien und
Ergebnisse aufgeführt werden müssen. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.02.2006
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat setzte auf den 1. April das Gesetz über genetische Untersuchungen beim
Menschen zusammen mit zwei Verordnungen in Kraft. Die Erlasse regeln die
wesentlichen Aspekte der Durchführung dieser Untersuchungen mit dem Ziel, die
Menschenwürde zu schützen, Missbräuche zu verhindern und die Qualität der
Untersuchungen sicherzustellen. Gleichzeitig mit der Inkraftsetzung von Gesetz und
Verordnungen schuf der Bundesrat die Expertenkommission für genetische
Untersuchungen beim Menschen. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.04.2007
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat beschloss, den Entwurf zur Änderung des Fortpflanzungsgesetzes zu
überarbeiten. Mit den vorgesehenen Anpassungen soll die Chance auf einen gesunden
Embryo erhöht und der Gesundheitsschutz der Frau verbessert werden. Damit trug der
Bundesrat einer ersten Vernehmlassung Rechnung, bei welcher die Zulassung der
Präimplatationsdiagnostik zwar befürwortet, deren Rahmenbedingungen jedoch als zu
restriktiv abgelehnt wurden. Auch der neue Vorschlag will eine
Präimplatationsdiagnostik nur für Paare mit schwerer erblicher Vorbelastung
zulassen. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.05.2010
LUZIUS MEYER
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